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Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 3-10-15-2170-39831 und acht weitere sachgleiche 
Petitionen der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu über- 
weisen. 

Bonn, den 14. Oktober 1987 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Die Petenten kritisieren die Anrechnung des Kindergeldes bzw. 
des Kindergeldzuschlages bei der Gewährung von Sozialhüfe 
nach dem Bimdessozialhüfegesetz. 

Die Einkommensberücksichtigung im Rahmen des Bundessozial- 
hilfegesetzes führt dazu, daß die Gewährung von Kindergeld bzw. 
Kindergeldzuschlag keine Erhöhung des Gesamteinkommens 
bewirkt. Im Ergebnis werden also durch die Gewährung von 
Kindergeldzuschlägen nur Sozialhilfeleistungen eingespart. Die 
finanzielle Lebensgrundlage gerade der Personen, die am drin- 
gendsten darauf angewiesen sind, wird nicht verbessert. Dem 
muß durch eine Freistellung des Kindergeldzuschlags von der 
Einkommensanrechnung in der Sozialhilfe abgeholfen werden. In 
diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, daß in dem von 
der Bundesregierung vorgelegten „Kindererziehungsleistungsge- 
setz'' (Drucksache 11/197) eine Anrechnung der Kindererzie- 
hungsleistungen auf die Sozialhüfe nicht vorgesehen ist, ebenso 
wie beim Erziehungsgeld. Das Subsidiaritätsprinzip der Sozial- 
hilfe ist damit ohnehin durchbrochen. 
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